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Rauchen, Dampfen, Kauen, aber
keine „dicke Lippe“ riskieren? –
Zum Streit um das Snus-Verbot

Selten wird die paternalistisch-politische
Dimension der EU-Gesetzgebung so deutlich
wie im Tabakprodukterecht. Zum Schutz der
Verbraucher vor dem Konsum sch�dlicher
Tabakprodukte ist dem Gesetzgeber jedes
Mittel recht, um die Attraktivit�t der Produk-
te als Genussmittel zu schm�lern: sei es auf
der geschmacklichen Ebene durch das Verbot
von aromatisierenden Zus�tzen, sei es auf
der Pr�sentationsebene durch die Verwen-
dung gesundheitsfolgenbezogener Schock-
bilder und Warnhinweisen auf der Verpa-
ckung oder aber auch durch rigide Wer-
bebeschr�nkungen bzw. Werbeverbote. Tra-
ditionell wird dem Gesetzgeber insoweit ein
weiter Gestaltungsspielraum zugebilligt,
denn der Schutz der �ffentlichen Gesundheit
ist ein durchaus legitimes Ziel.

Solche Maßnahmen beschr�nken die Tabak-
industrie seit Umsetzung der Tabakprodukte-
Richtlinie 2014/40/EU, der „TPD II“, zwar in
ihren M�glichkeiten, den Produktabsatz
durch eine attraktivere Zusammensetzung,
Produktaufmachung oder Werbung zu stei-
gern. Dennoch sind sie von ihren wirtschaft-
lichen Konsequenzen nicht mit einem Total-
verbot zu vergleichen, das es in der EU im-
mer noch f�r ein besonderes, rauchloses Ta-
bakprodukt gibt: den sog. Snus. Snus ist ein
„Tabak zum oralen Gebrauch“, der dazu zwi-
schen Zahnfleisch und Oberlippe geschoben
wird. Die in Snus enthaltenen Inhaltsstoffe
werden so verspeichelt und direkt �ber die
Wangenschleimhaut aufgenommen. Inner-
halb der EU darf Snus aus historischen Gr�n-

den nur in Schweden vertrieben werden.
Dass andernorts ein Verbot verh�ltnism�ßig
und nichtdiskriminierend sei, hatte der
EuGH dagegen schon 2004 betont: Es fehle
der Nachweis, dass die sch�dlichen Auswir-
kungen von Snus geringer als die anderer,
etablierter Tabakerzeugnisse seien. Ohne ein
Verbot k�nnte sich ein sch�dliches Erzeugnis
neu auf dem Markt etablieren, welches be-
sonders auf Minderj�hrige attraktiv wirke
und diese in die Nikotinabh�ngigkeit f�hre.

Mehr als eine Dekade sp�ter erkennt die
TPD II aber immerhin die Existenz neuarti-
ger Tabakprodukte per Zulassungsvorbehalt
an. Vor dem Hintergrund aktueller wissen-
schaftlicher Erkenntnisse dar�ber, dass der
Gebrauch von Snus unsch�dlicher als der Ge-
brauch anderer rauchloser Tabakprodukte
sei, kam es vor drei Jahren zu einem neuen
Vorstoß gegen das Snus-Verbot. In der Rs. C-
151/17 – Swedish Match II (Urt. v. 22. 11.
2018) scheiterten die Kl�ger allerdings wie-
derum vor dem EuGH. Nach Auffassung des
EuGH ist „Tabak zum oralen Gebrauch“
schon per Definition kein „neuartiges Taba-
kerzeugnis“, da dessen sch�dliche Wirkun-
gen wissenschaftlich bereits festgestellt sind.
Angesichts des hohen Wachstumspotenzials
von Snus bei Markteinf�hrung sei zum
Schutz der Jugend ein Festhalten am Ver-
triebsverbot auch weiterhin gerechtfertigt.
Dies gelte auch im Verh�ltnis zu den neu ge-
regelten E-Zigaretten, die andere objektive
Merkmale aufwiesen. Auch weiterhin sei
nicht erwiesen, dass Snus verglichen mit an-
deren Tabakerzeugnissen eine geringere
Sch�dlichkeit aufweise, zu weniger
Abh�ngigkeit f�hre oder gar die Raucheren-
tw�hnung erleichtere. Die Kommission sei in
ihrer Folgenabsch�tzung zwar zu dem Ergeb-
nis gekommen, dass rauchlose Tabaker-
zeugnisse weniger gesundheitssch�dlich als
Rauchtabakerzeugnisse seien. Dennoch
enthielten auch diese Kanzerogene, k�nnten
das Herzinfarktrisiko erh�hen und u.U. zu
Schwangerschaftskomplikationen f�hren.
Gest�tzt auf das Vorsorgeprinzip sei das Ver-
triebsverbot nicht offensichtlich ungeeignet
bzw. unverh�ltnism�ßig.

Das Festhalten am Snus-Verbot warf in der
Folgezeit eine wichtige Abgrenzungsfrage
auf – n�mlich die zum Kautabak. Was, wenn
ein past�ses Erzeugnis aus geschnittenem
Tabak in einem Zellstoffbeutel, der grund-
s�tzlich auch gekaut werden kann, vermarket
wird? Darf dieses als Kautabak vertrieben
werden oder ist Kautabak nur der lakritzarti-

gen, z�hen Masse aus Tabakbl�ttern vorbe-
halten? F�r den EuGH sind die objektiven
Merkmale des zum Kauen bestimmten Er-
zeugnisses entscheidend – so Zusammenset-
zung, Konsistenz, Darreichungsform und tat-
s�chlicher Verwendung. Der BayVGH kon-
kretisierte dies k�rzlich dahingehend, dass
ein zum Kauen „geeignetes Erzeugnis“ noch
nicht zum Kauen bestimmt sei, wenn jeden-
falls dessen Inhaltsstoffe auch ohne Kauen
aufgrund ihrer feinen Konsistenz im Spei-

chel freigesetzt werden k�nnen (Urt. v.
10. 10. 2019 – 20 BV 18.2234). Damit wer-
den auch Snus-�hnliche, past�se Produkte
vom Totalverbot umfasst. Herstellerbezoge-
ne Hinweise auf der Verpackung wie „Nur
kauen, nicht lutschen“, helfen auch nicht
weiter. Snus ist in der EU – mit Ausnahme
von Schweden – nicht erw�nscht.

Wer Snus dennoch vertreiben will, kann in
die Schweiz gehen. Dort hielt das Schweizer
Bundesgericht das in Art. 5 der Schweizer
Tabak-VO enthaltene Einfuhr- und Handels-
verbot von Snus f�r „willk�rlich und verfas-
sungswidrig“ und hob es auf (Urt. v. 27. 5.
2019 – Az: 2 C_718/2018). Nach Schweizer
Recht darf Genussmitteln wie Tabakerzeug-
nissen eine Gesundheitsgef�hrdung zukom-
men, sofern diese nicht unmittelbar oder
vorhersehbar eintritt. Solche Risiken recht-
fertigen noch kein Verbot, denn sonst m�s-
sten alle Genussmittel verboten werden. Der
Konsum von Snus sei weniger sch�dlich als
das Rauchen von Zigaretten. Es sei willk�r-
lich, ein solches Produkt zu verbieten, wenn
bei gleicher Gesetzesgrundlage andere, ge-
f�hrlichere Produkte nicht verboten seien.
Ein rechtfertigender sachlicher Grund l�ge
nur dann vor, wenn das sch�dlichere Produkt
auch n�tzlicher sei. Das sei aber f�r das Rau-
chen von Zigaretten gegen�ber dem Konsum
von Snus nicht der Fall. Die Schweiz m�sse
EU-Regelungen nicht �bernehmen. Han-
delshemmnisse w�rden nur entstehen, wenn
Produkte, die im Ausland zugelassen sind, in
der Schweiz verboten werden, nicht aber,
wenn Produkte, die in einigen L�ndern ver-
boten sind, in der Schweiz verboten werden.
Wenn sogar innerhalb der EU Snus nicht
ausnahmslos verboten ist, k�nne die
Schweiz, f�r die das EU-Recht nicht ver-
bindlich ist, ein solches Verbot nicht mit
R�cksicht auf Außenhandelsbeziehungen
aufrechterhalten.

Eine �hnlich klare Begr�ndung h�tte man
sich vom EuGH gew�nscht, um das Snus-
Verbot doch noch zu kippen. Schade, dass
der EuGH sprichw�rtlich keine „dicke Lip-
pe“ riskiert hat, um den EU-Tabakprodukte-
markt um ein anderswo klar handelbares Pro-
dukt zu erweitern.

Snus hat in der EU
keine Chance
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